
Betreff: Stellungnahme der KEA-BW und rEA BW zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Wärmeplanungsgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie mit dem Titel „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Wärmeplanungsgesetzes“, Stand 27. April 2026, Stellung nehmen zu können. Gerne 

machen wir davon Gebrauch. 

Das Kompetenzzentrum Wärmewende der Landesenergieagentur KEA-BW ist seitens 

des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg als 

landesweit erster Ansprechpartner für die Planungsaufgabe der kommunalen 

Wärmeplanung für alle Gemeinden eingesetzt worden. Diese Rolle erfüllt das 

Kompetenzzentrum mit diversen Beratungsangeboten an Gemeinden, Dienstleister

und regionalen Energieagenturen, der Bereitstellung gemeinschaftlicher 

Planungsgrundlagen, mit der Beratung des Ministeriums und durch den Aufbau von 

zur Wärmeplanung nötigen Kapazitäten in den Gemeinden. Die Beratung der 

Kommunen vor Ort wird flächendeckend über ein Netzwerk von regionalen 

Beratungsstellen und Energieagenturen ausgeführt. Der Verband der regionalen 

Energie- und Klimaschutzagenturen Baden-Württemberg e.V. – kurz rEA BW vertritt 

diese regionalen Energie- und Klimaschutzagenturen im Land. 

Aus diesen Aktivitäten heraus liegen sowohl bei der KEA-BW als auch bei den

regionalen Energieagenturen - vertreten durch rEA BW - vielfältige Erfahrungen zum 

Thema kommunale Wärmeplanung vor, die wir gerne mit Ihnen teilen möchten, um 

die Planungsaufgabe fortzuentwickeln und für die dringliche Wärmewende in den 

Kommunen umsetzungsorientiert zu gestalten.

Zudem ist exemplarisch an dieser Stelle der baden-württembergische Wärmeatlas zu 

erwähnen, mit dem sämtlichen Kommunen einen kompletten Satz 

Wärmebedarfsdaten zur Bestandsanalyse als „Starterpaket“ erhalten.

Der vorliegende Gesetzesentwurf wird ausdrücklich begrüßt, da er bislang bestehende 

Unklarheiten adressiert und in einigen wesentlichen Punkten Klarstellungen 

vornimmt.
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Ungeachtet dessen verbleiben aus unserer Sicht relevante Hinweise und kritische 

Punkte. Hervorzuheben sind folgende Änderungen:

§ Mit der Novelle wird der Mix an Verfahren zur Wärmeplanung noch größer. So 

gibt es das reguläre, das verkürzte und das vereinfachte Verfahren. Hierzu soll 

noch die kleine Wärmeplanung kommen. Alle Verfahrenstypen haben eine 

unterschiedliche Einwohnerzahl in der Gemeinde als Voraussetzung. Diese Vielzahl 

an Varianten stellt sämtliche Beteiligte vor erhebliche Herausforderungen und 

macht einen erhöhten Erläuterungsbedarf erforderlich.

§ Die Einwohnerzahl von 15.000 für die kleine Wärmeplanung ist nach unserer

Einschätzung zu hoch festgesetzt. Denn Kommunen mit 15.000 Einwohner weisen 

in der Kerngemeinde schon häufig städtischen Charakter auf, wo eine pauschale 

Ausweisung von dezentraler Versorgung zu undifferenziert ist. Zudem wird mit 

15.000 eine neue Kenngröße ins WPG eingeführt. Wir plädieren deshalb für eine 

Kenngröße von bis zu 10.000 Einwohner für die kleine Wärmeplanung, analog dem

vereinfachten Verfahren zur Wärmeplanung. 

§ Die geplante Abschaffung der 65 %-Erneuerbaren-Vorgabe im GEG führt zu 

Ungleichbehandlungen zwischen zentralen und dezentralen Wärmelösungen, 

gefährdet die baden-württembergischen Klimaziele im Wärmesektor und macht

die Zielszenarien für eine klimaneutrale Wärmeversorgung bis 2040 in bereits

bestehenden Wärmeplanungen häufig hinfällig. Zudem entstehen Inkonsistenzen 

und praktische Probleme durch widersprüchliche Regelungen und Verweise 

zwischen WPG und GEG.

Im Einzelnen möchten wir detailliert auf folgende Änderungen eingehen:

Zu § 3 

Im neuen § 3 Absatz 1 Nr. 17 wird die Definition Wärmenetz angepasst. Die Länge der 

Hausanschlüsse ist demnach nicht zu berücksichtigen, ergänzend zu § 3 Absatz 1 

Nummer 9 Gebäudemodernisierungsgesetz. Das Gebäudemodernisierungsgesetz liegt 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht vor. Nach gültigem Gebäudeenergiegesetz werden die 

Wärmenetze nach Anzahl der angeschlossenen Gebäude bzw. Wohneinheiten 

definiert, Netzlängen sind in der Definition nicht enthalten, daher scheint die 

ergänzende Begriffsbestimmung widersprüchlich. 

Zu § 10

Die ausdrückliche Nennung der Phasen Durchführung, Erstellung, Fortschreibung und 

Umsetzung in § 10 Abs. 1 und 3 als Grundlagen für die Datenverarbeitung wird 

ausdrücklich begrüßt. Diese Konkretisierung schafft die notwendige Rechtssicherheit 

für die planungsverantwortlichen Stellen und reduziert den bisherigen 

Interpretationsspielraum bei der Datenerhebung und -verarbeitung erheblich. 

Bedenken bestehen jedoch hinsichtlich der Neufassung von § 10 Absatz 5. Während 

die bisherige Regelung eine Datenverarbeitung zur „Erfüllung im öffentlichen Interesse 
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liegender Aufgaben“ zuließ, beschränkt der Entwurf dies nun auf Maßnahmen, die zur 

direkten „Umsetzung des Wärmeplans erforderlich“ sind. 

Diese Verengung wird von uns als Rückschritt bewertet. Die im Rahmen der 

Wärmeplanung erhobenen Daten sind für Kommunen eine wichtige Grundlage zur 

Erfüllung weiterer Aufgaben im Bereich Umwelt und Nachhaltigkeit. Dies betrifft 

insbesondere die Erstellung kommunaler CO2-Bilanzen, integrierter 

Klimaschutzkonzepte oder das Umweltmonitoring. 

Um sicherzustellen, dass die Daten auch für die übergeordnete kommunale 

Nachhaltigkeitsstrategie genutzt werden können, wird vorgeschlagen, die 

Zweckbindung in § 10 Abs. 5 wie folgt zu fassen:

„[...] soweit dies zur Umsetzung des Wärmeplans, der kommunalen 

Energieinfrastrukturplanung oder zur Erfüllung weiterer kommunaler 

Aufgaben im Bereich Nachhaltigkeit erforderlich ist.

[...]“

Zu § 12 

Die Neufassung von § 12 Absatz 2 präzisiert die Löschungspflichten für 

personenbezogene Daten erheblich. Bisher bestanden in der Praxis erhebliche 

Unsicherheiten darüber, ob Daten nach dem Abschluss der erstmaligen 

Wärmeplanung bereits gelöscht werden müssen oder für spätere Phasen vorgehalten 

werden dürfen. Die Neuregelung stellt nun zweifelsfrei klar, dass die Daten über den 

gesamten Lebenszyklus des Wärmeplans – einschließlich der regelmäßigen 

Fortschreibungen nach § 25 und der Umsetzung des Wärmeplans – rechtssicher 

gespeichert bleiben können. Den Kommunen wird so die notwendige Sicherheit 

gegeben, dass einmal erhobene Daten für die spätere Realisierung von Maßnahmen 

und für zukünftige Planungszyklen verfügbar bleiben. 

Zu § 22a

Die Einführung der „kleinen Wärmeplanung“ im neuen § 22a wird als Instrument zur 

Entlastung kleinerer Kommunen begrüßt. Es ist grundsätzlich zielführend, den 

Planungsaufwand in ländlich geprägten Gebieten auf das notwendige Maß zu 

reduzieren. Die Vielzahl an Optionen (reguläre Planung, verkürzte Planung nach § 14

WPG, vereinfachtes Verfahren nach § 4 Abs. 3 i. V. m. § 22 WPG und kleine 

Wärmeplanung nach dem neuen § 22 a) erschwert allerdings die Übersichtlichkeit für 

die Akteure der Wärmewende. 

Äußerst kritisch bewertet wird außerdem die gewählte Einwohnerschwelle von 

15.000 Einwohnenden, da sie den gravierenden Unterschied zwischen einer dörflich 

geprägten Gemeinde mit z. B. 5.000 Einwohnern und einer Kleinstadt mit z. B. 14.000 

Einwohnern vernachlässigt, wobei letztere oft nicht mehr die typisch ländliche 

Siedlungsstruktur aufweist, für die das Verfahren der kleinen Wärmeplanung 

eigentlich konzipiert wurde.
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Zudem führt die Einführung einer weiteren Schwelle (neben 10.000 für das 

vereinfachte Verfahren nach § 4 Abs. 3 WPG i. V. m. § 22 WPG, 45.000 für erweiterte 

Anforderungen nach § 21 und 100.000 für verkürzte Fristen nach § 25) zu einem 

erheblichen Kommunikationsaufwand und potenzieller Verwirrung bei den beteiligten 

Akteuren. Wir schlagen deshalb vor, den Schwellenwert des neuen § 22a auf 10.000

Einwohnende anzupassen und diesen mit der bestehenden Grenze des vereinfachten 

Verfahrens gem. § 4 Abs. 3 i. V. m. § 22 WPG zu harmonisieren. 

Der Ansatz, das beplante Gebiet gemäß des neuen § 22a Abs. 1 Satz 1 grundsätzlich 

als Gebiet für dezentrale Wärmeversorgung darzustellen, ist für ländliche Räume 

realistisch. Es besteht jedoch das Risiko, dass Wärmenetzpotenziale (z.B. aus 

Biomasse, Abwärme aus Kläranlagen, bestehende Nahwärmeverbünde oder 

kommunale Liegenschaftscluster) in diesen Kommunen vorzeitig ausgeschlossen 

werden, obwohl sie lokal eine wichtige Rolle spielen könnten.  

Ferner besteht hinsichtlich der Prozessschritte Klärungsbedarf:

Während der neue § 22a Abs. 1 Satz 4 die Anwendung nahezu aller Prozessschritte 

des § 13 WPG (mit Ausnahme der Beschlussfassung) ausschließt, fordert die 

dazugehörige neue Anlage 2 Nummer VII detaillierte Darstellungen zu Gebäudetypen, 

Baualtersklassen und Potenzialen. Diese Anforderungen entsprechen faktisch 

Elementen einer Bestands- und Potenzialanalyse, weshalb die gewählte Formulierung 

irreführend ist. 

Es besteht nach unserer Auffassung ein sprachlicher Widerspruch zwischen den 

Absätzen 1 und 2: § 22a Abs. 1 Satz 2 schreibt vor, dass die planungsverantwortliche 

Stelle die Eignung für Netze bewerten muss („[...] Dabei bewertet sie [...]“), während 

Absatz 2 für die kartografische Darstellung als Prüfgebiet lediglich eine Kann-Regelung 

vorsieht („[...] Ein Teilgebiet kann als Prüfgebiet dargestellt... werden. [...]“). Um 

Widersprüche zu vermeiden, sollte die „Kann-Regelung“ in Absatz 2 durch eine Pflicht 

ersetzt werden. Sobald die Bewertung in Absatz 1 positiv ausfällt, muss zwingend eine 

Kennzeichnung als Prüfgebiet im Wärmeplan erfolgen. Nur so erfüllt der Plan seinen 

Zweck, den Bürgerinnen und Bürgern eine echte Orientierung über künftige 

Wärmeoptionen zu bieten.

Kritisch zu bewerten ist zudem, dass der Entwurf offenlässt, welche konkreten 

Konsequenzen mit der Kennzeichnung eines Teilgebiets als Prüfgebiet (für 

Wärmenetze, Wasserstoff oder grünes Methan) verbunden sind. Zwar sieht die 

Gesetzesbegründung vor, dass im Anschluss an die Erstellung des Wärmeplans eine 

„vertiefte Untersuchung“ dieser Gebiete erfolgen soll, es fehlen jedoch verbindliche 

Vorgaben dazu, in welchem Zeitrahmen und mit welcher Detailtiefe diese 

Untersuchungen stattzufinden haben. Für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger 

sowie Unternehmen entsteht dadurch eine Planungsunsicherheit: Während das 

restliche Gemeindegebiet als „dezentral“ eingestuft wird, verbleiben die Prüfgebiete 

in einem Schwebezustand.
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Zu § 24

Grundsätzlich begrüßen wir eine bundeseinheitliche Lösung zur Anzeige der 

Wärmepläne und zur Übermittlung von Ergebnisdaten durch die 

planungsverantwortlichen Stellen sowie zur Datenübermittlung an den Bund. Jedoch 

sind wir überrascht, dass dies mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gemacht werden 

soll. Nach unserer Auffassung wurde dies in den letzten Monaten so vom Bund nicht 

an die Länder kommuniziert, weswegen in Baden-Württemberg eine eigene Lösung 

erarbeitet wurde. Dies ist die Wärmeplattform BW, in der Kommunen nicht nur ihren 

Wärmeplan hochladen können, sondern ebenfalls einen „Starterdatensatz“, 

bestehend aus kommunenscharfen Wärmebedarfs- und Zensusdaten sowie

Informationen zu lokalen Abwärmepotenzialen, erhalten. Die Wärmeplattform BW 

wird außerdem auch von den Regierungspräsidien genutzt, welche nach Landesrecht 

die vorgesehene Prüfstelle sind, um die eingereichten Wärmepläne auf Einhaltung 

und Vorgaben des WPG zu prüfen und ggf. bei Verstößen Nachbesserung verlangen 

können. Für die Einrichtung eines bundeseinheitlichen Datenraums erachten wir es 

daher als notwendig, dass dieser entweder die Funktionalität der Prüfung durch die 

Prüfstellen bietet oder aber eine Schnittstelle mit den digitalen Lösungen der Länder.

So, dass Gemeinden nicht in zwei unterschiedlichen Systemen die gleichen Daten 

eintragen müssen. Doppelstrukturen in diesem Bereich gilt es unbedingt zu 

vermeiden.

Zu § 25

Absatz 1 i. V. m. Absatz 3: Insgesamt bewerten wir Konkretisierungen und 

Klarstellungen in Bezug auf die Fortschreibung der Wärmeplanung als positiv. Wir 

hatten in Baden-Württemberg mit der Auslegung des ursprünglichen Wortlauts 

gehadert. Dies bezog sich bisher insbesondere auf den Inhalt der Fortschreibung 

sowie auf den Zeitpunkt des Abschlusses der Fortschreibung. In Bezug auf den 

zeitlichen Abschluss der Fortschreibung besteht mit der neuen Formulierung kein

Missverständnis mehr. Das ist grundsätzlich zu begrüßen. Jedoch bedeuten die neuen 

Fristen für Baden-Württemberg, dass es Gemeinde gibt, die erst nach zehn Jahren 

verpflichtet sind fortzuschreiben. Denn nach altem Landesrecht in Baden-

Württemberg waren Stadtkreise und Große Kreisstädte bis Ende 2023 verpflichtet 

eine Wärmeplanung aufzustellen. Nicht alle Stadtkreise und Großen Kreisstädte haben 

100.000 Einwohner oder mehr. Sprich, für diese, nach altem Recht verpflichteten 

Gemeinden unter 100.000 Einwohner, bedeutet die neue Fortschreibungsregel, dass 

sie erst zum 31. Dezember 2033 überprüfen. Das sind 10 Jahre! Denn aufgrund der 

Änderung in Absatz 3 sollen die neuen Fristen aus Absatz 1 auch für 

bestandsgeschützte Wärmepläne gelten. Diesen Zeitraum ordnen wir als deutlich zu 

lange ein. Wir befürchten wenig Anreiz für Gemeinden sie zu unterschreiten. Wir 

empfehlen daher, nicht Jahreszahlen festzulegen, sondern wie bisher Jahresfristen zu 

bestimmen. Diese können aber klargestellt werden mit bspw. folgenden

Formulierungen:

„Die planungsverantwortliche Stelle ist verpflichtet, für Gemeindegebiete, in

denen mehr als 100 000 Einwohner gemeldet sind, den Wärmeplan spätestens
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alle fünf Jahren, für alle anderen Gemeindegebiete spätestens alle sieben Jahre

zu überprüfen und fortzuschreiben. Die Fortschreibung ist innerhalb dieser

Zeiträume abzuschließen. […]“

oder

„[…] und binnen sieben Jahren unter Berücksichtigung der weiteren 

Entwicklungen fortzuschreiben“

Oder

„[…], der nach spätestens sieben Jahren unter Berücksichtigung der weiteren 

Entwicklungen fortgeschrieben sein muss“.

Aus der Begründung ist zu entnehmen, dass es dem Gesetzgeber wichtig ist, dass ein 

Gleichlauf der Fortschreibung stattfindet. Fraglich ist, aus welchem Grund ein 

Gleichlauf erstrebenswert ist. Im Übrigen ist davon auszugehen, dass mit der 

Formulierung „…spätestens bis zum Ablauf…“ auch früher fortgeschrieben werden 

kann und schließlich kein Gleichlauf garantiert ist.

In Bezug auf den Inhalt der Fortschreibung lässt auch der Gesetzentwurf weiterhin 

einen viel zu großen Spielraum. Es ist nach unserer Auffassung nicht klar, was es für 

die Gemeinden bedeutet, fortzuschreiben. Wir regen daher an, diesbezüglich 

Klarstellungen zu treffen. Nach unserer Auffassung ist die Wärmeplanung als 

fortlaufender, iterativer Prozess und damit als „living instrument“ angelegt. Bei 

bestehenden baden-württembergischen Wärmeplänen nach § 5 WPG dürfte die 

Überprüfung des Wärmeplans, die gemäß § 25 Abs. 1 WPG vorgesehen ist, regelmäßig 

zum Ergebnis kommen, dass diese Pläne ohne Einhaltung des WPG erstellt wurden. Ist 

dann nach neuer Regelung eine Anpassung an das WPG gewünscht? Wenn ja, wie?

Müssen z. B. zwingend alle Schritte des § 13 WPG i. R. d. Fortschreibung eingehalten 

werden?

Darüber hinaus stellen sich die Fragen nach den einzuhaltenden Schritten auch für 

neue Wärmepläne, die im Wege der „kleinen Wärmeplanung“ entstehen werden. 

Müssen bei diesen Planungen im Rahmen der der Fortschreibung andere Dinge 

gemacht werden als bei „normalen Wärmeplanungen“? Uns ist bewusst, dass eine 

detaillierte Beschreibung der Fortschreibung das Gesetz sprengen würde. Wir regen 

jedoch an, schnellstmöglich die Fortschreibung im Rahmen einer

Verwaltungsvorschrift oder eines Handlungsleitfadens festzulegen. Darin könnte z. B. 

konkretisiert werden,

wie „Fortschreibung“ methodisch zu erfolgen hat,

welche Datengrundlagen zu verwenden sind,

wann ein „Bedarf“ für Aktualisierung vorliegt.

Zu § 32

Die vorgesehene Ergänzung in Absatz 1, wonach die Einhaltung der Anforderungen 

nach Anlage 3 durch eine Bescheinigung eines nach AGFW FW 611 zertifizierten 

Gutachters auf Grundlage des AGFW-Arbeitsblatts FW 317 bestätigt werden kann, 

wird von uns begrüßt. Sie kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die 

Anforderungen an Wärmenetzausbau- und dekarbonisierungsfahrpläne fachlich zu 
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standardisieren, die Vergleichbarkeit der Fahrpläne zu erhöhen und den behördlichen 

Vollzug zu erleichtern. Der Gesetzesentwurf sieht ausdrücklich vor, dass die 

Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 – also die Einhaltung der Anforderungen nach 

Anlage 3 – als erfüllt gelten, wenn die entsprechende AGFW-Gutachterbescheinigung 

vorgelegt wird. Damit ist nach unserer Auffassung die Prüfdichte und -tiefe der 

einschlägigen Landesprüfbehörde festgelegt, was wird unterstützen.

Die Fristverlängerung von vier Jahren in Absatz 3 für Wärmenetze für nahezu 

ausschließliche oder ausschließliche Versorgung von gewerblichen und industriellen 

Verbrauchern mit Prozesswärme ist für uns nicht nachvollziehbar. Diese Änderung der 

Frist stellt eine Ungleichbehandlung gegenüber den restlichen Wärmenetzen des WPG

dar. Das baden-württembergische Zieljahr zur vollständigen Dekarbonisierung bleibt 

unverändert, somit verkürzt sich lediglich der Umsetzungszeitraum. Dies bedeutet, 

dass sich die Planungsphase mit den geplanten Änderungen verlängert, aber dadurch 

weniger Zeit für die eigentliche Umsetzung bleibt. 

Zu Anlage 1

Es wird ausdrücklich begrüßt, dass die erarbeiteten Regelungen der 

Facharbeitsgruppe Aggregation (FAGA) in den Gesetzentwurf eingeflossen sind. Die 

Einführung eindeutiger Schwellenwerte – 50.000 Kilowattstunden Jahresverbrauch für 

Erdgas und Wärme sowie 35 Kilowatt installierter thermischer Leistung für dezentrale 

Anlagen – zur Definition von Einfamilienhäusern schafft die notwendige Klarheit für 

die Praxis. Diese präzisen Vorgaben ermöglichen es Kommunen und 

auskunftspflichtigen Stellen rechtssicher und effizient mit den Daten zu arbeiten und 

den Abstimmungsaufwand bei der Datenerhebung zu minimieren.

Trotz der gewonnenen Rechtssicherheit wird die verpflichtende Aggregation von 

Daten für Einfamilienhäuser von uns weiterhin kritisch bewertet. Diese Form der 

Datenverarbeitung mindert zwangsläufig die Qualität des Wärmeplans, da wertvolle 

Detailschärfe verloren geht. Insbesondere mit Blick auf die Umsetzung der 

Wärmeplanung, beispielsweise bei der konkreten Vorplanung neuer Wärmenetze, 

führt dies dazu, dass später erneut gebäudescharfe Daten erhoben werden müssen. 

Es ist bedauerlich, dass hier die Chance verpasst wurde, eine durchgängig nutzbare 

Datengrundlage von der strategischen Planung bis zur Realisierung zu schaffen.

Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt ist, dass auch die vorliegende Novelle keine 

Erhebung von Stromverbrauchsdaten für Heizzwecke vorsieht. Da die Wärmewende 

maßgeblich auf der Elektrifizierung des Sektors basiert, sind diese Daten 

entscheidend, um bei der gesetzlich vorgeschriebenen Fortschreibung den 

tatsächlichen Fortschritt der Transformation ablesen zu können. Ohne diese Daten 

entstehen in den Wärmeplänen zunehmend größere Datenlücken, da immer mehr 

Gebäude von fossilen Brennstoffen auf Wärmepumpen umstellen. Während der 

Gasverbrauch sinkt, bleibt der neue Hauptenergieträger „Strom“ für die Planer 

unsichtbar. Dies erschwert die Erfolgskontrolle der kommunalen Wärmewende

spürbar. In Baden-Württemberg haben wir mit der Erhebung von Stromverbräuchen 
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zu Heizzwecken in der Vergangenheit gute Erfahrungen gemacht und würden es 

begrüßen, wenn diese ebenfalls in die Anlage 1 des Gesetzesentwurfs Einzug fänden.

Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

i. V.

Matthias Neumeier

Bereichsleiter Kompetenzzentrum 

Wärmewende KEA-BW

Tina Götsch

Geschäftsführung rEA bw


